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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2022 (JStG 2022) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 28. Juli 2022 den Entwurf 
eines Jahressteuergesetzes 2022 mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 11. 
August an die Verbände versendet. 

Hintergrund: 

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts hat sich fachlich 
notwendiger Gesetzgebungsbedarf ergeben. Dies betrifft insbesondere 
Anpassungen zur weiteren Digitalisierung, zur Verfahrensvereinfachung, zur 
Rechtssicherheit und Steuergerechtigkeit sowie zur Umsetzung des 
Koalitionsvertrages. Notwendig sind auch Anpassungen an EU-Recht und EuGH-
Rechtsprechung sowie Reaktionen auf Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesfinanzhofs. Darüber hinaus besteht 
unvermeidlicher redaktioneller und technischer Regelungsbedarf. Hierzu gehören 
Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen, Folgeänderungen, Anpassungen auf 
Grund von vorangegangenen Gesetzesänderungen und Fehlerkorrekturen. 

In dem Entwurf sind u.a. die folgenden Punkte enthalten: 

• Schaffung einer Rechtsgrundlage zum Aufbau eines direkten 
Auszahlungsweges für öffentliche Leistungen unter Nutzung der 
steuerlichen Identifikationsnummer, § 139b AO 

• weitgehende Abschaffung Registerfälle für die Zukunft und 
rückwirkende Abschaffung Registerfälle für Drittlizenzen 
(Ausnahme: § 10 StAbwG), § 49 EStG 

• Aufhebung der Begrenzung des Spitzensteuersatzes auf 42 
Prozent für die Gewinneinkünfte des Jahres 2007 zur Umsetzung 
der Vorgaben des BVerfG-Beschlusses 
2 BvL 1/13, § 32c EStG 

•  Anhebung des linearen AfA-Satzes für die Abschreibung von 
Wohngebäuden auf 3 Prozent, § 7 Absatz 4 EStG 

• vollständiger Sonderausgabenabzug für 
Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023, § 10 Absatz 3 EStG 

• Erhöhung des Sparer-Pauschbetrags, § 20 Absatz 9 EStG (auf 
1.000 bzw. 2.000 Euro) 

• Anhebung des Ausbildungsfreibetrags, § 33a EStG (auf 1.200 
Euro) 

• Steuerfreistellung des Grundrentenzuschlages 
• Vollendung der Familienkassenreform, § 72 EStG, § 5 FVG 
• Verfahrensverbesserungen bei der Riester-Förderung 
• Anpassung der Vorschriften der Grundbesitzbewertung nach dem 

Sechsten Abschnitt des Zweiten Teils des Bewertungsgesetzes an 
die Immobilienwertermittlungsverordnung vom 14. Juli 2021 

Sowie im Bereich der Umsatzsteuer: 
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• Schaffung einer nationalen Vorschrift zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2020/284 des Rates vom 18. Februar 2020 zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG im Hinblick auf 
die Einführung bestimmter Anforderungen für Zahlungsdienstleister 

• Umsetzung der Verpflichtung zur elektronischen Bereitstellung über 
Verwaltungsportale nach dem Gesetz zur Verbesserung des 
Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz - 
OZG) vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 3138) 

Hinweis 

Zu den Registerfällen sei auf unseren Newsflash verwiesen. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 22. Juli 2022, IV A 3 - S 1910/22/10040 :010. 

 

BMF: Steuerabzug nach § 50a EStG bei Softwareauftragsentwicklung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 04. August ein Schreiben 
zum Steuerabzug nach § 50a Einkommensteuergesetz (EStG) bei 
Softwareauftragsentwicklung veröffentlicht. 

Hintergrund: 

Einkünfte aus einer zeitlich befristeten Nutzungsüberlassung von Rechten 
unterliegen nach § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG dem Steuerabzug. Bei der 
grenzüberschreitenden Auftragsentwicklung von Software werden regelmäßig 
Nutzungs- und Verwertungsrechte an einer durch einen ausländischen 
Auftragnehmer entwickelten Software überlassen. Eine (zivilrechtliche) 
Übertragung des Urheberrechts an der Software ist nach deutschem Recht 
ausgeschlossen (vgl. § 29 Abs. 1 UrhG). 

Die dabei auftretenden Sachverhalte sollen nach dem Schreiben nach 
einheitlichen Grundsätzen unter Berücksichtigung der zum 7. Juni 2021 in Kraft 
getretenen Änderungen des Urhebergesetzes beurteilt werden. 

Inhalt 

1. Softwareauftragsentwicklung 

2. Reform des UrhG 

3. Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG 

3.1 Grundsätze 

3.2 Entstehung des Urheberrechts 

3.3 Rechtekauf bei Urheberrechten rechtlich nicht möglich 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232997/steuern-recht-newsflash-29.-juli-2022/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-07-22-aenderungen-der-paragrafen-233-bis-239-AO-durch-das-zweite-gesetz-zur-aenderung-der-AO-und-des-EGAO.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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3.4 Wirtschaftlicher Rechtekauf (steuerrechtliche Betrachtungsweise) 

3.5 Abgrenzungskriterien 

3.6 Tatsächliche Umsetzung 

3.7 Entwicklung durch Mitarbeiter im Ausland (§ 69b UrhG) 

3.8 Mehrstufige Vertragsverhältnisse 

3.9 Gemischte Verträge 

3.10 Höhe des Steuereinbehalts 

4. Freistellung und Entlastung 

Anwendung 

Das Schreiben ist auf alle offenen Fälle anzuwenden, bei denen der Abschluss 
eines Vertrages zur Softwareauftragsentwicklung nach dem 6. Juni 2021 
stattgefunden hat, und auf Sachverhalte, die nach diesem Datum entstehen. Aus 
Vereinfachungsgründen ist dieses Schreiben ferner auf alle Zahlungen 
anzuwenden, die nach dem 6. Juni 2021 zufließen (zum Zuflusszeitpunkt, siehe § 
73c Einkommensteuerdurchführungsverordnung (EStDV)).  

Die im BMF-Schreiben vom 27. Oktober 2017, IV C 5 - S 2300/12/10003 :004, 
BStBl I S. 1448, dargelegten Grundsätze zur beschränkten Steuerpflicht werden 
nicht berührt. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 02. August 2022, IV B 8 - S 2303/19/10004 :001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-08-02-steuerabzug-nach-Paragraph50a-EStG-bei-Softwareauftragsentwicklung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 04. August 2022 

 
 
Der Erwerber eines erbschaftsteuerrechtlich begünstigten 
Familienheims ist aus zwingenden Gründen an dessen Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken gehindert, wenn die Selbstnutzung objektiv 
unmöglich oder aus objektiven Gründen unzumutbar ist. 
Zweckmäßigkeitserwägungen reichen nicht aus. 
Gesundheitliche Beeinträchtigungen können zwingende Gründe 
darstellen, wenn sie dem Erwerber eine selbständige 
Haushaltsführung in dem erworbenen Familienheim unzumutbar 
machen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 030/22 des BFH. 
 
 
 
 
 
Einem Nutzungsberechtigten kann nach Maßgabe des § 39 Abs. 2 
Nr. 1 Satz 1 AO ausnahmsweise das wirtschaftliche Eigentum an 
Filmrechten zuzurechnen sein. Dies kommt allerdings nur in 
Betracht, wenn der zivilrechtliche Eigentümer infolge der 
vertraglichen Vereinbarungen während der gesamten 
voraussichtlichen Nutzungsdauer der Filmrechte von deren 
Substanz und Ertrag wirtschaftlich ausgeschlossen ist. Hieran fehlt 
es z.B., wenn der zivilrechtliche Eigentümer durch 
erfolgsabhängige Vergütungen während der gesamten 
Vertragslaufzeit weiterhin an Wertsteigerungen der Filmrechte 
beteiligt ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
Betreibt ein Altersheim mit umfassender Verpflegung der 
Heimbewohner auch eine Cafeteria, die zusätzlich entgeltlich 
Getränke und Speisen an Heimbewohner und deren Besucher 
abgibt, sind die Umsätze aus dem Betrieb der Cafeteria nicht 
gemäß § 4 Nr. 16 Satz 1 UStG steuerfrei. Der Betrieb der Cafeteria 
ist in einem solchen Fall für die Pflege und Versorgung der 
Heimbewohner nicht unerlässlich. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 1/21: 
Beendigung der 
Selbstnutzung eines 
Familienheims 
 
 
 
 
 
 
 
01. Dezember 2021 
 

Urteil IV R 32/19: Zur 
Frage des Übergangs 
wirtschaftlichen 
Eigentums durch 
Einräumung von 
Filmverwertungs-
rechten 
 
 
 
 
10. April 2022 
 

 

 
Urteil V R 39/21: Keine 
Steuerfreiheit der 
Umsätze aus dem 
Betrieb einer Cafeteria 
eines Altersheims 
 
 
 
 
 
 
21. April 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210136/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-wegfall-der-erbschaftsteuerbefreiung-bei-unzumutbarer-selbstnutzung-des-familienheims/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210137/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250121/
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Rechtsprechung im Blog 
 

 
(Folge-)Änderung eines Steuerbescheids nach § 174 Abs. 4 AO in einer 
anderen Steuerart 
Wurden Umsätze in Änderungsbescheiden zur Umsatzsteuer und 
Körperschaftsteuer zunächst rechtsirrig als umsatzsteuerpflichtig (und eine 
Umsatzsteuerverbindlichkeit auslösend) berücksichtigt, darf das Finanzamt, wenn 
es dem Einspruch des Steuerpflichtigen gegen den Umsatzsteuerbescheid 
dadurch abhilft, dass es die Umsätze umsatzsteuerfrei belässt, den 
bestandskräftigen Körperschaftsteuerbescheid nach § 174 Abs. 4 AO 
einkommenserhöhend in dem Umfang ändern, in dem es zuvor zu einer 
Einkommensminderung gekommen war. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
Ist aufgrund irriger Beurteilung eines bestimmten Sachverhalts ein 
Steuerbescheid ergangen, der aufgrund eines Rechtsbehelfs oder sonst auf 
Antrag des Steuerpflichtigen durch die Finanzbehörde zu seinen Gunsten 
aufgehoben oder geändert wird, können nach § 174 Abs. 4 Satz 1 der 
Abgabenordnung (AO) aus dem Sachverhalt nachträglich durch Erlass oder 
Änderung eines Steuerbescheids die richtigen steuerlichen Folgerungen gezogen 
werden. Nach § 174 Abs. 4 Satz 3 AO ist der Ablauf der Festsetzungsfrist 
unbeachtlich, wenn die steuerlichen Folgerungen innerhalb eines Jahres nach 
Aufhebung oder Änderung des fehlerhaften Steuerbescheids gezogen werden. 
Sachverhalt  
Die Beteiligten streiten darüber, ob das Finanzamt die gegenüber der Klägerin 
ergangenen Körperschaftsteuer-Änderungsbescheide für die Jahre 2011 und 
2012 (Streitjahre) vom 12. Mai 2014 nach § 174 Abs. 4 Satz 1 AO erneut ändern 
durfte. 
Die Klägerin, eine GmbH, gab in den Streitjahren u.a. elektronische 
Versicherungsbestätigungen (eVB) für die Zulassung von Fahrzeugen an andere 
Unternehmer weiter. Aus dieser Tätigkeit erzielte sie Betriebseinnahmen, die sie 
in ihren Umsatzsteuer-Jahreserklärungen als umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 11 
des Umsatzsteuergesetzes (UStG) deklarierte. Das Finanzamt folgte dem und 
veranlagte antragsgemäß. 
Nach einer Außenprüfung im Jahr 2014 vertrat das Finanzamt in den 
Umsatzsteuer-Änderungsbescheiden für die Streitjahre vom 12. Mai 2014 die 
Auffassung, dass die Umsätze der Umsatzsteuer zu unterwerfen seien. 
Gleichzeitig seien weitere Vorsteuerbeträge zum Abzug zuzulassen. In den 
Körperschaftsteuer-Änderungsbescheiden für die Streitjahre vom selben Tag 
verminderte das Finanzamt den Gewinn entsprechend. 
Die Klägerin legte gegen die Umsatzsteuer-Änderungsbescheide Einspruch ein. 
Nach Ergehen des BFH-Urteils vom 24. Juli 2014, V R 9/13 (BFH/NV 2014, 1783) 
half das Finanzamt dem Einspruch der Klägerin wegen Umsatzsteuer für die 
Streitjahre ab. 
Unter dem 01. Juli 2016 (für das Jahr 2011) und dem 12. Juli 2016 (für das Jahr 
2012) erließ das Finanzamt auf § 174 Abs. 4 AO gestützte Körperschaftsteuer-
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Änderungsbescheide, mit denen es die in den Körperschaftsteuer-
Änderungsbescheiden vom 12. Mai 2014 vorgenommenen Gewinnminderungen 
wieder rückgängig machte. 
Die dagegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Köln blieb ohne Erfolg. Der 
der rechtlichen Beurteilung zugrunde liegende Sachverhalt sei die entgeltliche 
Weitergabe der eVB. Diese Tätigkeit der Klägerin sei der einheitliche 
Lebensvorgang, der bei der Umsatzsteuer dazu führe, dass diese Tätigkeit nach 
§ 4 Nr. 11 UStG steuerfrei sei, und gleichzeitig bei der Körperschaftsteuer dazu 
führe, dass die Einnahmen als Nettoeinnahmen nicht um Umsatzsteuer zu kürzen 
seien. Beides beruhe auf demselben Sachverhalt ohne Ergänzung um weitere 
Sachverhaltselemente. Unerheblich sei, dass die Folgeänderung nicht auf die 
gleiche Rechtsfolge gerichtet sei und unterschiedliche Steuerarten betroffen 
seien. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. Das Finanzgericht hat zu Recht 
angenommen, dass die Voraussetzungen des § 174 Abs. 4 AO erfüllt sind. 
Wurden Umsätze in Änderungsbescheiden zur Umsatzsteuer und 
Körperschaftsteuer zunächst rechtsirrig als umsatzsteuerpflichtig (und eine 
Umsatzsteuerverbindlichkeit auslösend) berücksichtigt, darf das Finanzamt, wenn 
es dem Einspruch des Steuerpflichtigen gegen den Umsatzsteuerbescheid 
dadurch abhilft, dass es die Umsätze umsatzsteuerfrei belässt, den 
bestandskräftigen Körperschaftsteuerbescheid nach § 174 Abs. 4 AO 
einkommenserhöhend in dem Umfang ändern, in dem es zuvor zu einer 
Einkommensminderung gekommen war. 
Der Regelungsmechanismus des § 174 Abs. 4 Satz 1 AO setzt hinsichtlich der 
verfahrensmäßigen Abfolge voraus, dass ein angefochtener Bescheid als irrig 
erkannt und deswegen auf Antrag des Steuerpflichtigen aufgehoben oder 
geändert wird. Dies löst sodann -"nachträglich"- die Rechtsfolge des § 174 Abs. 4 
AO aus, dass ein anderer Bescheid erlassen oder geändert werden kann. 
§ 174 Abs. 4 AO regelt mithin den Fall, dass verfahrensrechtliche Folgerungen 
aus einer vorherigen Aufhebung oder Änderung eines Steuerbescheids zu ziehen 
sind (vgl. u.a. Beschluss des Großen Senats des BFH vom 10. November 1997, 
GrS 1/96, BStBl. II 1998, 83, Rz. 54). 
Die Vorschrift soll in dieser Situation (erfolgreiches Vorgehen gegen einen 
anderen Bescheid) den Grundsätzen von Treu und Glauben gerecht werden: Der 
Steuerpflichtige soll im Falle seines Obsiegens mit einem gewissen 
Rechtsstandpunkt an seiner Auffassung festgehalten werden, soweit derselbe 
Sachverhalt zu beurteilen ist (vgl. u.a. BFH, Urteil vom 10. Mai 2012, IV R 34/09, 
BStBl. II 2013, 471, Rz. 26). Wer erfolgreich für seine Rechtsansicht gestritten 
hat, muss die damit verbundenen Nachteile hinnehmen. 
Eine irrige Beurteilung eines Sachverhalts i.S. des § 174 Abs. 4 AO liegt vor, 
wenn sich dessen Beurteilung nachträglich als unrichtig erweist; ob der dafür 
ursächliche Fehler im Tatsächlichen oder im Rechtlichen liegt, ist unerheblich. 
Die zutreffende Berücksichtigung desselben Sachverhalts kann auch bei einer 
anderen Steuerart in Frage kommen, sofern -bezogen auf den zu beurteilenden 
Sachverhalt- eine sachliche Verbindung zwischen beiden 
Regelungsgegenständen besteht. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 17. März 2022 (XI R 5/19), veröffentlicht am 28. Juli 2022. 
 
"Sendelizenz" nach dem Landesmediengesetz Baden-Württemberg kein 
aktivierungsfähiges immaterielles Wirtschaftsgut 
Die medienrechtlichen Rahmenbedingungen für die Zulassung eines privaten 
Veranstalters von Hörfunk- oder Fernsehprogrammen schließen eine für die 
Wirtschaftsgutseigenschaft ausreichende wirtschaftliche Übertragbarkeit der 
"Sendelizenz" aus. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, inwieweit Aufwendungen im Zusammenhang mit der Bewerbung um 
eine Sendelizenz im Streitjahr (2005) erfolgswirksam zu berücksichtigen sind. 
Entscheidung des BFH 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat zu Recht ein aktivierungsfähiges 
immaterielles Wirtschaftsgut "Sendelizenz" verneint. Es mangelt bereits an einer 
ausreichenden wirtschaftlichen Übertragbarkeit der "Sendelizenz", so dass 
offenbleiben kann, ob § 5 Abs. 2 EStG, der nur die Aktivierung derivativ 
erworbener immaterieller Wirtschaftsgüter zulässt, ebenfalls einer Aktivierung der 
"Sendelizenz" entgegenstünde. 
Die streitbefangene Sendelizenz stellt schon deshalb kein eigenständiges zu 
aktivierendes Wirtschaftsgut dar, weil die medienrechtlichen 
Rahmenbedingungen eine für die Wirtschaftsgutseigenschaft ausreichende 
wirtschaftliche Übertragbarkeit (vgl. BFH-Urteil vom 14. Dezember 2011, I R 
108/10, BStBl. II 2012, 238, Rz. 19) der nach den Feststellungen des 
Finanzgerichts ausschließlich der Klägerin erteilten Sendelizenz ausschließen. 
Nach dem eindeutigen Wortlaut des § 12 Abs. 4 Satz 1 LMedienG BW ist die 
Zulassung eines privaten Veranstalters von Hörfunk- oder Fernsehprogrammen 
nicht übertragbar. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 22. März 2022 (IV R 13/18), veröffentlicht am 28. Juli 2022. 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210130/
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ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
Digitale PwC Transfer Pricing Konferenz 
  
Weitsicht ist der entscheidende Faktor. 
 
Am 14. September 2022 findet die zweite digitale PwC Transfer Pricing Konferenz 
statt. Auch dieses Jahr präsentieren wir Ihnen ein spannendes interaktives 
Veranstaltungsformat rund um die Digitalisierung von Prozessen und 
Geschäftsmodellen in der Verrechnungspreis-Funktion. Dabei bringen wir 
verschiedene Disziplinen zusammen und schauen auf die Bedeutung dieser 
Entwicklungen für das Finanz- und Rechnungswesen, Controlling, Steuern und 
den Personalbereich. In den Workshops werden weitere praxisrelevante Themen 
wie z. B. Streitbeilegungsverfahren im Kontext der Verrechnungspreise, 
Operational Transfer Pricing, Finanztransaktionen im Konzern sowie New Work 
Konzepte und Betriebsstättenrisiken betrachtet.  Wir freuen uns sehr über die 
Teilnahme von Claudia De Rop, Vice President Transfer Pricing und Indirect Tax 
bei der METRO AG und Mark Bentz, Director of Customs and Transfer Pricing bei 
der Mercedes-Benz Group AG, an unserer Podiumsdiskussion sowie Rolf 
Schreiber, ehem. Sachgebietsleiter bei der Groß- und Konzernbetriebsprüfung 
des Finanzamts Düsseldorf und seit März 2022 PwC Of Counsel. 
 
Kostenfreie Anmeldung unter diesem Link. 
 

 
Terminplaner 
  
Best Practice Lösungen GTC 
Webinar, 25.08. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/WebinarReihe-GTC
https://www.pwc-events.com/Digitale-TP-Konferenz-2022
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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60327 Frankfurt am Main 
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30625 Hannover 
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